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§ 8 Abs. 2 StGB.
Trotz der Gefahr einer sekundären Infektion bei offe­
ner Wundbehandlung und des Nachteils einer langen 
Heilungsdauer sowie anderer Nebenfolgen sind tetanus- 
verdächtige Wunden wegen der Infektionsgefahr breit 
und offen zu behandeln. Wird dieser in der medizini­
schen Wissenschaft und Praxis geltende Grundsatz 
mißachtet und werden tetanusverdächtige Wunden ver­
schlossen, dann liegt eine ärztliche Pflichtverlet­
zung vor.
OG, Beschl. vom 10. Mai 1971 - 5 Ust 18/71.

Die 58jährige Frau F. stürzte am 17. Juni 1970 und zog 
sich dabei eine offene Fraktur des linken Unterarms 
zu. Sie wurde in die chirurgische Abteilung des Kran­
kenhauses D. aufgenommen und von der diensthaben­
den Ärztin — der in diesem Verfahren bereits rechts­
kräftig verurteilten Mitangeklagten Pi. — chirurgisch 
versorgt. Die Ärztin erweiterte unter örtlicher Betäu­
bung die Wunde, säuberte Wunde und Knochen und 
schnitt mit dem Skalpell die Wundränder etwa 2 cm 
ab. Den herausspießenden Knochen schob sie zurück 
und verschloß die Wunde mit einer Situationsnaht. 
Danach wurde der Arm in einen Gipsverband gelegt.
Die behandelnde Ärztin wußte, unter welchen Bedin­
gungen sich die Patientin die Wunde zügezogen hatte. 
Da sie die Möglichkeit einer Tetanusinfektion in Be­
tracht zog, injizierte sie der Patientin 1 ml Tetatoxoid 
und 1,2 Mill. Retacillin compositum intramuskulär.
Einen Tag später wurde die Patientin dem Angeklag­
ten Dr. Pe. vorgestellt, der dabei über die Umstände 
des Unfalls und die bisherige Behandlung informiert 
wurde. Er sah sich die durch die Situationsnaht ver­
schlossene Wunde an und billigte die getroffene Maß­
nahme sowie die Vorschläge für die Weiterbehandlung. 
Am gleichen Tage wurde von der Ärztin Pi. der Bruch 
unter Narkose reponiert und der Arm erneut in einen 
Gipsverband gelegt. An die Möglichkeit einer Tetanus­
infektion dachten beide Ärzte nicht: sie zogen deshalb 
auch keine andere Wundbehandlung in Erwägung.
Am 28. Juni 1970 verschlechterte sich der Zustand der 
Patientin; es zeigten sich die typischen Tetanus- 
Symptome. Am 29. Juni wurde der Gipsverband ent­
fernt und nach Öffnung und Erweiterung der Wunde 
ein gefensterter Gipsverband angelegt. Die eingeleitete 
Serumbehandlung und alle weiteren Maßnahmen blie­
ben erfolglos. Am 2. Juli 1970 verstarb die Patientin an 
Tetanus.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Be­
zirksgericht den Angeklagten wegen fahrlässiger Tö­
tung (§ 114 StGB) auf Bewährung.
Gegen diese Entscheidung hat der Angeklagte Beru­
fung eingelegt, mit der gerügt wird, daß nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme schuldhafte Pflichtver­
letzungen nicht bedenkenfrei nachgewiesen seien. Es 
wird die Erstattung eines weiteren Gutachtens zu den 
ärztlichen Pflichten bei der praktischen Wundversor­
gung erstrebt.
Das Oberste Gericht hat die Berufung als offensicht­
lich unbegründet verworfen.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat den zur Verurteilung des Ange­
klagten führenden Sachverhalt allseitig aufgeklärt, 
zutreffend festgestellt und einer richtigen rechtlichen 
Beurteilung unterzogen.
Dem Vorbringen der Berufung, das Bezirksgericht habe 
ärztliche Pflichtverletzungen unrichtigerweise als er­

wiesen angesehen, da die von den Sachverständigen 
in dem Verfahren vertretene Auffassung, die tetanus­
verdächtige Wunde hätte offen behandelt werden müs­
sen, von Wissenschaft und Praxis nicht allenthalben 
geteilt werde, kann nicht gefolgt werden.

Der Senat hat sich an Hand der einschlägigen, auch 
der mit der Berufung zitierten Literatur davon über­
zeugt, daß die von den Sachverständigen vertretene 
Auffassung wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
nicht widerspricht, vielmehr durchaus legitim ist. Es 
ist zwar richtig, daß in der Fachliteratur sowohl auf 
die Gefahren einer offenen Wundbehandlung als auch 
auf die zu beachtenden Verhältnisse bei einer gründ­
lichen Wundausschneidung im Interesse des Erhaltene 
wichtiger organischer Funktionen nachdrücklich hinge­
wiesen wird. Eindeutig ist jedoch, daß trotz der Gefahr 
einer sekundären Infektion bei offener Wundbehand­
lung und des Nachteils einer langen Heilungsdauer 
sowie anderer Nebenfolgen tetanusverdächtige, vor 
allem ausgedehnte zerquetschte, erdbeschmutzte un-d 
besonders infektionsverdächtige Weichteilverletzungen 
wegen der Infektionsgefahr breit und offen behandelt 
werden müssen. Gerade darin liegt die Pflichtverlet­
zung des Angeklagten, der es duldete, daß die tetanus­
verdächtige Wunde verschlossen wurde, obgleich nicht 
einmal eine ordnungsgemäße Wundausschneidung nach 
Friedrich erfolgt war und eine Wundinfektionsgefahr 
am gründlichsten durch eine" vollkommene Wundaus­
schneidung in den erforderlichen Fällen gebannt wer­
den kann, wobei tetanusverdächtige Wunden auch 
dann offen zu behandeln sind.

Zur Bedeutung der unterlassenen Simultanimpfung hat 
sich der Sachverständige bereits unmißverständlich 
dahingehend geäußert, daß sie keinen ausreichenden 
Schutz gegen eine Tetanusinfektion bietet. Wenn der 
Sachverständige andererseits ausführte, daß eine pas­
sive Immunisierung erforderlich sei, falls die Wunde 
geschlossen behandelt werde, so ist darin kein Wider­
spruch in den gutachtlichen Aussagen zu ersehen. Viel­
mehr ergibt sich aus der Gesamtbewertung der Aus­
sagen im Gutachten, daß eine solche Therapie die Mög­
lichkeit und somit Richtigkeit einer geschlossenen 
Wundbehandlung voraussetzt. Dies wurde für die zu 
beurteilenden Wundverhältnisse eindeutig verneint, da 
es sich um eine tetanusverdächtige Verletzung 
handelte.

Im Ergebnis steht daher in Wissenschaft und Praxis 
unwidersprochen fest, daß tetanusverdächtige Wunden 
offen zu behandeln sind. Dies ist vorliegend pflicht­
widrig nicht geschehen, obgleich dem Angeklagten in­
folge der Art der Verletzung die Erfordernisse einer 
solchen Wundbehandlung bewußt waren. Nach Er­
kennen des Krankheitsbildes sorgte er auch sofort da­
für, daß Sauerstoff in den Wundbereich eindringen 
konnte. Das Bezirksgericht hat die Pflichtverletzung 
des Angeklagten demzufolge exakt festgestellt und 
deren Kausalität für die eingetretenen tödlichen Fol­
gen richtigerweise bejaht.

§§ 8 Abs. 2, 54, 61, 196 StGB.

1. Kriterien für eine auf verantwortungsloser Gleich­
gültigkeit beruhende unbewußte Pflichtverletzung 
können z. B. dann vorliegen, wenn ein Ortsfremder 
beim Befahren einer Großstadt es an ausreichender 
Konzentration fehlen läßt, beim Befahren eines Kreu­
zungsbereiches nicht genügend aufmerksam ist, dabei

457


